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Beklatte und Revisionsbdzlrgtc°

Der 5° Senat des Bundessozialgerichts hat ohne mind»

liche Verhandlung am 4° Dezember 1974 durch den Vorsitncnw

den Richter Dr„ D a p p r i c h , die Richter H e y und
G e h a u e r und W e n d e r o t h„

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Klägers wird das Urteil des Landeé»

sozialgerichts Hamburg vom 310 Oktöber 1973 aufgehobeno

Die Suche wird zur erneuten Verhandlung und Entschei—

dung an dieses Gericht zurückverwiescn°
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(Der 1895 geborene Kläger, Knappschaftsrenter seit 1968,
hättc'bereits in den zwanziger Jahren die Anerkennung von

Kriegsdienstschäden betrieben° Die ärztlichen Untersuchun—

gen ergaben massive Hinweise auf kriegsdienstunabhängige

geistige Erkrankungen (zoBo Gutachten des Direktors der

Provinzialheilanstalt Gütersloh vom 110 Januar 1928‚ nach

welchem es sich beim Kläger um einen "ausgesprochen Geistes—

kranken" handelt)° Im Zuge der Behandlung eines vom Klä—

ger 4957 erneuerten Antrages auf Kriegsopferversorgung'

'Wurde ein Defektzustand im.Sinne einer cadogenen Psychose

und psychische Abbauerscheinungen infolge fortschreitender
Hirnaderverkalkung festgestellt (Gutachten des Psychiaters

u. 1 vomg2'8OMai 1958) und diese Diagnose durch den
ne:venärstlichen Sachverständigen des Sozialgerichts (SG),

Lübeck bestätigt (Gutachten des Dr° H vom 160 Oktober

1959)° Das SG Lübeck bestellte dem Kläger einen Prozeßpfle—

ger; am 40° Juni 4960 verwarf das Schleswig—Holsteinische

Landessozialgericht (LSG) in der Versorgungsängelegenheit

ein Rechtsmittel des Klägers als unzulässig mit der Begrün—

dung, daß der Kläger wegen-einer geistigen Erkrankung

ohne Zweifel prozeßunfähig sei° Eine vom Amtsgericht-Vor—

mundschaftsgerichteHamburg im Hinblick auf die vom Klä—

ger betriebenen sozialgerichtlichen Verfahren bestellte

Gebrechlichkeitspflegschaft wurde im Jahre 1962 aufgehobeno

Den vom Kläger im Jahre 4969 gestellten Antrag auf Erhöhung

des Knappschaftsruhegeldes lehnte die Beklagte mit dem

streitigen Bescheid vom180 April 1969 ab° Klage und Beru—
.£ung des nicht vertretenen Klägers blieben ohne Erfolgn
Mit dem angefochtenen Urteil vom 54° Oktober 4975 hat das

LSG naeh Beiziehung u°ao der Verwaltungs» und Streitsachen
in der Ver30rgungsangelegenheit und der amtsgerichtlichen

Fflcgschäftsakten—sowie nach Anhörung von Zeugen die klagen
abveisende Entscheidung des SGbestätigt° In der Begründung
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heißt es, die beklagte Knappschaft habe sich nicht da\on

zu überzeugen brauchen‚ daß die Behauptung des Klväge rs zu«
treffe, er sei von 1955 bis 1940 in seiner ostprcu„' d1en

'Heimat -versicherungspflichtig beschäftigt geweSen und habe
rentensteigernd Pilichtbeitragszeiten zurückgel .eg’;

Das LSG hat die Revision gegen dieses Urteil nicht auge»
„lasseno

Auf den Antrag des Klägers und seines mit der Wahrnehmung
seiner Interessen beauftragten Rechtsanwaltes.hat das Ents—

gericht— Vormundschaftsgericht—H emburg—Bergedorf an 210 De—

zember 4975 erneut die Pflegschaft über den Kläger angeordé.

net und den genannten Anwalt als Pfleger bestellt°

{Dieser hat das am 226 November 4975 zugestellte Urteil des
'LSG am 249 Dezember 4975 mit der Revision ange10c ten„ Er

trägt vor, der Kläger sei nach der aus den Akten erkennba-

ren medizinischen Vorgeschichte und der auch Laien erkenn—
‘ aren geistigen Gebrechlichkeit eindeutig proze■unfthigo

'Unverständlicherweise sei dies, obschon den Verizistanzez ‚_
.1

die einschlägigen Akten vorgelegen hätten, im gegewn ”r

tigen Rechtsstreit nicht ber ücksichtigt und kei ne ifieg—

schaft für den Kläger eingerichtet worden°

Der Pfleger beantragt,

ldas angefochtene Urteil aufzuhébcn und die

Sache zur anderweitigen Verhandlung und'
Entscheidung an das Berufungsgericht ZUHLÜCk

zuv rwoi'sen°

Die Beklagte beantragt,

‚die Revision als unzulässig zu verweri'en°
‚„ISie ist der Auffassung, daß zwar deri angel der o:drung5w

gemäßen Vértretung einen absoluten Hevisionsgrund darsueln

le° Indessen beweise der Umstand, daß das Vomunos
gericht dem Kläger einen Pfleger bestellt habe‚ noch

nicht zwingend, daß dieser im Verfahren v0r dem LSG pro—

zeßunfähig gewesen sei° Solange dies noch nicht 1estgc—
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stellt sei, gelte der Kläger als prozeßfähig°

II°

Die ferne und fristgerecht eingelegte Revision ist zuläs—

sig und begründet„

DasLSGhat zwardie Revisionnicht nach5 462Abs°4 Nr° 4
des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) zugelassen° Sie ist gleich«

wohl statthaft, weil der Kläger zutreffend rügt, daß ein

wesentlicher Mangel in dem vom LSG_geübten Verfahren vor—

liegt (Nr° 2‘aa0)°

nach@@455Abs„ 4, 74 Ahsc6 sec ioVomo@56Abs„4 der
Zivilprozeßordnung (ZPO) haben die Gerichte der Sozialge—

richtsbarkeit den Mangel der Prozeßfähigkeit in jeder Lage

des Verfahrens von Amts wegen zu prüfen° Gegen diese ver—
fahrcnsrechtliche Prüfungspflicht hat das LSG, wie der Klä—

ger sinngemäß zutreffend rügt, verstoßen° Zwar ist der

Kangel der Pr0zeßfähigkeit grundsätzlich nicht zu vermuten„

Bestehen indessen ernsthafte Anhaltspunkte, daß ein Ver—

fahrensbeteiligter nicht prbzeßfähig ist, so löst dies die
vorhezeichnete Prüfungspflicht aus° Im vorliegehden_Fall la—
dgen dem LSG nicht nur Anhaltspunkte in dieser Richtung vor„
‚Aufgrund der fachärztlichen Gutachten, die in den von ihm

zu BeweiSzwecken beigezogenen Verwaltungs» und Gerichtsakten

“in der Versorgungsangengenheit des Klägers enthalten sind

und die es zum Teil in den-Urteilsgründen verwertet hat,

mußte das LSG zumindest erhebliche Zweifel an der Prozeß“.
fähigkeit des Klägers hegen° Nach diesen Gutachten — die
oben unter I° näher bezeichnet sind — besteht.beim Kläger

seit den zwanziger Jahren ein manifester geistiger Defekt,
‚der seit 4958 von mehreren Psychiatern und Nervenärzten
als endogene Psychose beschrieben wird, wobei deren Auswir»

ku gen durch psychische Abbauerscheinungen infolge fort—

schreitender Hirnaderverkalkung noch Verstärkt'werdeno Die—

so Gutachten sind von solchem Gewicht, daß das SG Lübeck
dem Kläger bereits im Jahre 4959 einen Prozeßpfleger be—

stellen ließ und sich das Schleswingolsteinische LSG im
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Jahre 1960 genötigt sah anzunehmen, daß der KJCEP sveim

ellos prozeßunfähig sei(} Bei diesen Gegebenheiten n■g■ e
sich das LSG unabweisbar gedrängt fühlen, die Frage der

ProzePfähigkeit des Klägers von Amts wegen
zu p1ü1en, Das

hat es nicht getan° Aus dem Umstand, daß das ;Beruufungsgee

richt in den U1teilsgründen in bezug auf die Zeit von

4950 bis 1940 ausführt, der Kläger sei "damals ge

krank" gewesen,.läßt sich nicht entnehmen, daß es die Jre_

ge der Prozeßfähigkeit für eine spätere Zeit geprüjt und
bejaht hat° Liegt hiernach der von Kläger zu Recht gerägw

te wesentliche Mangel im Verfahren Vor dem LSG vor, so
ist die Revision zulässig,

Sie ist auch im Rahmen des vom Kläger
gestellten

„ntecces

auf Zurückverweisung der Sache an die Vorinstanz oegrün—

det, Die "vorwähnten psychiatrischen und nervenürz li hen

Gutachten sprechen insgesamt eher für als gegen eine sei

Jahr Mehn en bestehende Prozeßunfähigk eit des n1erer „ uns

Schleswig—Holsteinische LSG hat bereits im Jahre s960, wie

erwähnt, keinen Zweifel an der Prozeßunfäh1gkc1 des Klä—

gers
gehabt, Bei dieser Sachlage muß der e1kennenée Senat

erhebliche Bedenken daran haben, 00 die aufgrund umfrag—
reicher Beweisaufnahme zustande gekommenen tats Echiicaen

Feststellungen des ISG verfahrensfehlerfrei zus*a°fegee

kommen sind; einem nicht gesetzlich Vertretenen ?: ze
fähigen ist im Rahmen der Beweisau1nahme das rech:licne

Gehör (Art, 405 des Grundgesetzes —GG—,
@@107, 527, 128

Abso 2 SGG) nicht gewährt, und aus den Angaben eines 1ro«
Ze511fähigen dürfen nicht ohne weiteres, wie dies c:s ;EG

laut den Gründen des ange1ochtenen Urteils getan ist, ;ur
ihn.ungünstige Schlüsse gezogen werden„ Zeichnet sich hier“

nach bereits heute ab, daß der gegenwärtige Rechtsstreit

des Klägers abschließend erst entschieden werden kann,

nachdem unter Vermeidung von Ver Nah ensa ehlern erneut die

erforderlichen tatsächlichen Feststellungen getroffen vorm

den sind, so erscheint es untunlich im Sinne des S 470
Abs, 2 Satz 2 SGG, daßcbr erkennende Senat in eigener Zu—

ständigkeit Ermittlungen zur Prüfung der Frage der freseß«
fähigkeit des Klägers einléitet, Es erscheint vielme3r
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zuéekdienlich, das verfahrensfehlerhafte Urteil aufzuhc—
ben} die Saehe

an das LSG zurüekzuverwei3en und diesem so

die Gelegenheit zu geben, sowohl die Prozeßfähigkeit des

Klägers abschließend zu prüfen, als auch die gegebenen—

falls hiernach erforderlichen neuen Tatsachenfeststellungen
Zu treffen und sodann abschließend

- auch über den Kosten—
lpnnkt

— zu entscheiden°

Mit dem Einverständnis der Beteiligten hat der Senat ohne

mündliche Verhandlung entschieden'(ä 124 Abs° 2 SSG)°
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